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Antrag 

der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold, 
Alexandra Hiersemann, Florian Ritter, Dr. Herbert 
Kränzlein, Doris Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Angelika Weikert, Isabell Zacha-
rias, Martina Fehlner, Georg Rosenthal, Helga 
Schmitt-Bussinger, Susann Biedefeld, Kathi Pe-
tersen SPD 

Erhöhung der Zahl der psychologischen und psy-
chiatrischen Sachverständigen – Kapazitätseng-
pässe im Bereich der Begutachtung abbauen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten zu nutzen, um 
die Kapazitätsengpässe bei 

─ der Schuldfähigkeitsbegutachtung, 

─ der Prognosebegutachtung im Rahmen der Straf-
vollstreckung und 

─ der Überprüfung der strafrechtlichen Unterbrin-
gung in Einrichtungen des Maßregelvollzugs 

so schnell als möglich abzubauen und mittelfristig 
dafür zu sorgen, dass die Zahl der psychologischen 
und psychiatrischen Sachverständigen erhöht wird. 

Hierfür ist es u. a. erforderlich, 

─ die Kapazitäten der Klinik für Psychiatrie und Psy-
chotherapie der Ludwig-Maximilians-Universität 
München (LMU) und der Abteilung für Forensi-
sche Psychiatrie und Psychotherapie der Universi-
tät Regensburg (UR) und weiterer Universitäten 
zur Aus- und Weiterbildung von psychologischen 
und psychiatrischen Sachverständigen zu erhalten 
und auszubauen, 

─ dafür zu sorgen, dass durch eine Erhöhung der 
Stellen für Ärzte und Psychologen in Maßregel-
vollzugskliniken, in forensischen Abteilungen des 
Strafvollzugs und in Bezirkskrankenhäusern Ka-
pazitäten für die Übernahme von Gutachtensauf-
trägen entstehen und Ärzte und Psychologen 
durch Erleichterungen bei der Genehmigung von 
Nebentätigkeiten und eine höhere Honorierung 
verstärkt für gutachterliche Tätigkeiten gewonnen 
werden, 

─ die Anreize für freiberufliche Gutachtertätigkeit 
durch eine Erhöhung der Honorierung im Rahmen 
des Justizvergütungs- und -entschädigungsge-
setzes zu verstärken und 

─ die Auswirkungen der im Jahr 2015 erfolgten Um-
strukturierung der gerichtsärztlichen Dienste auf 
die Verfügbarkeit von Sachverständigen für ärztli-
che Gutachten und Untersuchungen zu psychiat-
rischen und rechtsmedizinischen Fragestellungen 
im Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit im 
Einzelnen zu überprüfen und ggf. zu korrigieren. 

 

 

Begründung: 

Gerichte und Staatsanwaltschaften sind in vielen Fäl-
len auf psychologische und psychiatrische Sachver-
ständigengutachten als tatsächliche Grundlage für 
ihre Entscheidungen angewiesen. 

Während der Bedarf an Sachverständigengutachten 
nicht zuletzt durch gesetzgeberische Maßnahmen im 
Bereich der Strafvollstreckung und des Rechts der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(aber auch im Bereich des Familien- und Kindschafts-
rechts) in den letzten Jahren erheblich gestiegen ist, 
nimmt die Zahl qualifizierter Sachverständiger u. a. 
wegen fehlender Aus- und Weiterbildungskapazitäten 
und der für junge Ärzte und Psychologen zu geringen 
Attraktivität der Übernahme von Gutachteraufträgen 
kontinuierlich ab. Dies hat nicht nur Auswirkungen auf 
die Dauer von Hauptverhandlungen, sondern führt 
auch dazu, dass Strafaussetzungen zur Bewährung 
später erfolgen als gesetzlich vorgesehen und dass 
Maßregelvollzugspatienten länger in den entspre-
chenden Einrichtungen verbleiben müssen, als erfor-
derlich. 

Es ist deshalb dringend geboten, dass die Staatsre-
gierung alle ihr zur Verfügung stehenden Möglichkei-
ten, auch durch Änderung bundesrechtlicher Vor-
schriften, nutzt, um die Kapazitätsengpässe im Be-
reich der psychologischen und psychiatrischen Sach-
verständigen abzubauen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold, 
Alexandra Hiersemann u.a. SPD 
Drs. 17/22963 

Erhöhung der Zahl der psychologischen und psychiatrischen 
Sachverständigen - Kapazitätsengpässe im Bereich der Begut-
achtung abbauen  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, weiterhin alle ihr zur Ver-
fügung stehenden Möglichkeiten zu nutzen, um die Kapazitäts-
engpässe bei 

─ der Schuldfähigkeitsbegutachtung, 

─ der Prognosebegutachtung im Rahmen der Strafvollstreckung 
und 

─ der Überprüfung der strafrechtlichen Unterbringung in Einrich-
tungen des Maßregelvollzugs 

so schnell als möglich abzubauen und mittelfristig dafür zu sor-
gen, dass die Zahl der psychologischen und psychiatrischen 
Sachverständigen erhöht wird.“ 

Berichterstatter: Franz Schindler 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 96. Sit-
zung am 5. Juli 2018 beraten und e i n s t im m i g  in der in 
I. enthaltenen Fassung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 207. Sitzung am 19. September 2018 mitbe-
raten und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des feder-
führenden Ausschusses zugestimmt. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold, 
Alexandra Hiersemann, Florian Ritter, Dr. Herbert Kränzlein, 
Doris Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Angelika Weikert, Isabell Zacharias, Martina Fehlner, Georg 
Rosenthal, Helga Schmitt-Bussinger, Susann Biedefeld, Kathi 
Petersen SPD 

Drs. 17/22963, 17/23862 

Erhöhung der Zahl der psychologischen und psychiatrischen 
Sachverständigen – Kapazitätsengpässe im Bereich der Begut-
achtung abbauen  

Die Staatsregierung wird aufgefordert, weiterhin alle ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zu nutzen, um die Kapazitätsengpässe bei 

─ der Schuldfähigkeitsbegutachtung, 

─ der Prognosebegutachtung im Rahmen der Strafvollstreckung und 

─ der Überprüfung der strafrechtlichen Unterbringung in Einrichtun-
gen des Maßregelvollzugs 

so schnell als möglich abzubauen und mittelfristig dafür zu sorgen, 
dass die Zahl der psychologischen und psychiatrischen Sachverstän-
digen erhöht wird. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die unter den Nummern 5 und 6 aufgeführten nichtlegislativen Vorhaben der Euro

päischen Union betreffend "das Lehren und Lernen von Sprachen" und "die gegensei

tige Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen" greifen in die ausschließ

liche Gesetzgebungskompetenz der Länder ein. Die federführenden Ausschüsse und 

der endberatende Ausschuss schlagen daher eine entsprechende Stellungnahme ge

genüber der Europäischen Kommission vor. Die Beschlussempfehlungen wurden für 

Sie mit aufgelegt. Am Dienstag hat der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens

tes noch ausstehende Mitberatungen zu den Anträgen, bei denen die Frist verkürzt 

wurde, abgeschlossen. Es sind dies die unter den Nummern 147, 149 und 170 aufge

führten Anträge. Die Voten der Ausschüsse sind in der Abstimmungsliste enthalten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimment

haltungen? – Herr Muthmann (fraktionslos). Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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